
5

GrenzEcho
Dienstag, 17. Januar 2023 AUS OSTBELGIEN 5

Nachdem in den letzten bei-
den Jahren coronabedingt das
Theorieseminar online abge-
halten werden musste, durf-
ten sich die Abiturienten beim
diesjährigen Rednerwettstreit
Rhetorika wieder im Parla-
ment der DG einfinden. Dabei
erlernten alle Angemeldeten
am Samstag von Thomas Nie-
mann in einem dreieinhalb-
stündigen Seminar die Grund-
züge der Rhetorik und konn-
ten bereits erste praktische Er-
fahrungen sammeln. 

Die Abiturienten erhielten
Tipps zum Aufsetzen und
Strukturieren einer Rede,
schrieben eine im Vorhinein
verfasste Rede um, trugen ihre
Rede vor und erhielten von
den Mitkandidaten und Rhe-

toriktrainer Niemann Feed-
back. Außerdem wurde ihnen
die Bedeutung von Stimme,
Gestik, Mimik und der Körper-
sprache verdeutlicht. 

Die nächste Etappe des
Wettbewerbs ist das Vorfinale
am 28. Januar. Dort müssen
die Teilnehmer das Erlernte

anhand einer dreiminütigen
Rede unter Beweis stellen und
eine fünfköpfige Fachjury
überzeugen. Für die acht Fina-
listen geht es dann weiter mit
einem zweitägigen Praxisse-
minar, in dem sie zusätzliche,
praktische Tipps erhalten.
Nach der Generalprobe (am 8.
März) findet das große Finale
am 11. März statt, dieses Jahr
wie 2021 in der Pop-Up Event-
location in Eupen. (red/sc)

Mehr Informationen über den
Wettbewerb und die teilneh-
menden Abiturienten können
in den kommenden Wochen
auf www.rhetorika-dg.be so-
wie auf Facebook und Ins-
tagram eingesehen werden.

Rednerwettstreit: Samstag gab es nützliche Tipps für die Teilnehmer

Beim Theorieseminar gab es
nützliche Tipps. Foto: privat

Startschuss für die Rhetorika gefallen
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VON CHRISTIAN SCHMITZ

Bei der Regierungskontrolle
im zuständigen PDG-Aus-
schuss richteten sich die Abge-
ordneten Raymond Heiners
(ProDG) und Charles Servaty
(SP) mit entsprechenden Fra-
gen an Ministerpräsident Oli-
ver Paasch (ProDG). Zum Hin-
tergrund: Mit „Card Stop“
kann man Bankkarten oder
andere Zahlungsmittel unter
der Nummer 078/170 170
sperren, wenn man seine
Bank- oder Kreditkarte verlo-
ren hat oder wenn diese ge-
stohlen wurde. „Card Stop“ sei
grundsätzlich der „einzige uns
bekannte Dienst“, über den
hiesige Banken solche Mel-
dungen ermöglichten, erklärte
Oliver Paasch. Und „Card Stop“
sei weder eine juristische Per-
son noch ein eingetragenes
Unternehmen. Es handele sich
um einen Markennamen, der
auf den europäischen Markt-
führer für elektronische Zah-
lungsdienste Worldline einge-
tragen sei. 

Aufgrund der Wirtschaftsge-
setzgebung seien Banken dazu
verpflichtet, ihren Kunden
einen „angemessenen Dienst“
zur Meldung eines Kartenver-
lustes zur Verfügung zu stel-
len. Die Webseite von „Card
Stop“ enthalte alle Anweisun-
gen, die ein Bankkunde befol-
gen müsse, wenn er ein Pro-
blem mit der Karte oder einer
elektronischen Zahlung habe.

Diese sei aber nicht auf
Deutsch verfügbar. Der Anru-
fer habe zum Beispiel nur die
Möglichkeit, sich zwischen
Französisch, Niederländisch
und Englisch zu entscheiden.

„Dass sich deutschsprachige
Betroffene nach dem Verlust
ihrer Bankkarte – also in einer
zumeist emotionalen und
stressigen Situation – nicht in
ihrer Muttersprache verstän-
digen dürfen, ist aus unserer
Sicht diskriminierend und un-
zumutbar“, sagte Oliver
Paasch. Vor fast einem Jahr ha-
be er bereits die zuständige
Föderalministerin Petra De
Sutter (Groen) auf diesen
„Missstand“ hingewiesen. Die-
se habe festgestellt, dass es
rein privaten Unternehmen
gemäß Verfassungsartikel 30
„freistehe, die Sprache zu ver-
wenden, die sie wollen“. Ob-
wohl ihre Handlungsmöglich-
keiten also begrenzt seien, ha-

be sie den Bankenverband Fel-
belfin dafür sensibilisiert.
„Der Verband hat jedoch mit-
geteilt, dass die Kosten-Nut-
zen-Analyse zur Aufnahme
eines deutschen Callcenter-
Angebots negativ ausfalle“,
fuhr Oliver Paasch fort. 

„Damit können und wollen
wir uns nicht zufrieden geben.
In der Tat gilt für rein privat-
wirtschaftliche Betriebe die
freie Sprachwahl. Die Spra-
chengesetzgebung greift in
diesen Fällen nicht. Nach Auf-
fassung unserer Anwälte und
Juristen muss jedoch eine
Dienstleistung wie ‘Card Stop’,
die (indirekt) gesetzlich gere-
gelt ist und die den Schutz von
Verbrauchern zur Grundlage
hat, die sprachlichen Gege-
benheiten der Sprachenregi-
on, in der die Dienstleistun-
gen angeboten werden, re-
spektieren“, erklärte der Mini-
sterpräsident.

Man denke, dass die durch
die Banken an „Card Stop“ de-
legierten Aufgaben hier nicht
den Anforderungen des Wirt-
schaftsgesetzbuchs entsprä-
chen. Die gesetzliche Vorgabe,
dem Verbraucher „angemesse-
ne Mittel“ (auf Französisch
lautet die Formulierung „moy-
ens appropriés“) zur Verfü-
gung zu stellen, „wird in unse-
rem Sprachgebiet nicht re-
spektiert“, so Oliver Paasch.
Deutschsprachigen Verbrau-
chern lediglich Mittel in einer
Fremdsprache anzubieten,
könne nicht als „angemessen“
bezeichnet werden. 

„Zweitens stellen wir fest,
dass der sogenannte Basisban-
kendienst für spezifische Kun-
dengruppen sehr wohl unter
die Sprachengesetzgebung im
öffentlichen Dienst fällt. In
Fällen, in denen ein Basisban-
kendienst angeboten wird,
sind die Regeln der Sprachen-

gesetzgebung unbedingt ein-
zuhalten. Das dürfte unbe-
stritten sein. Der Basisbanken-
dienst beinhaltet wiederum
zwingend ein Angebot für den
elektronischen Zahlungsver-
kehr, der nach unserer Auffas-
sung auch die Möglichkeit zur
Sperrung einer Karte umfas-
sen muss. Also muss dieser
Dienst in deutscher Sprache
angeboten werden“, meinte
der Regierungschef. 

Nicht zuletzt könne die
Nicht-Bereitstellung der Mög-
lichkeit, ein Problem mit der
Karte in deutscher Sprache zu
melden, als Verstoß gegen das
Diskriminierungsverbot von
Kunden angesehen werden.
„Wenn Einwohner der
Deutschsprachigen Gemein-
schaft Deutsch nicht als Kom-
munikationssprache für den
Dienst ‘Card Stop’ verwenden
dürfen, so ist das eine Unter-
lassung, die in unseren Augen

einer Diskriminierung gleich-
kommt.“ Deshalb bereite die
Verbraucherschutzzentrale in
Zusammenarbeit mit der DG-
Regierung eine Unterlas-
sungsklage vor. Ähnlich wie
im Fall Eneco – der Energiean-
bieter war wegen Verstoß ge-
gen die Sprachengesetzge-
bung verurteilt worden, weil
er nicht auf Deutsch mit sei-
nen Kunden kommunizierte –
gelte es nun, Betroffene zu fin-
den, die die Verbraucher-
schutzzentrale außergericht-
lich oder über eine Sammel-
klage vor Gericht vertreten
könne. Auf den Zeugenaufruf
hätten sich inzwischen fünf
Verbraucher gemeldet – was
für eine Sammelklage aus-
reicht. „Dennoch ermutigen
wir auch weiterhin alle Betrof-
fenen, ihre Fälle gegenüber
der Verbraucherschutzzentra-
le zu melden und einer etwai-
gen Klage somit noch mehr
Gewicht zu verleihen“, so
Paasch. Zudem habe die DG
ebenfalls den föderalen Om-
budsdienst für Finanzen kon-
taktiert und zur Ergreifung
wirksamer Maßnahmen auf-
gefordert. 

Raymond Heiners verwies
auf das App-Angebot einer
Bank, das es sehr wohl auf
Deutsch gebe. Doch das gelte
nun mal nicht für alle Banken,
und zudem gebe es diese Mög-
lichkeit nur auf dem digitalen
Weg, weshalb es richtig sei, „es
so zu machen“. Für Charles
Servaty (SP) ist es enttäu-
schend festzustellen, dass Mi-
nisterin De Sutter nach einer
„relativ oberflächlichen Prü-
fung“ zu dem Schluss gekom-
men sei, keine Handlungs-
möglichkeit zu haben. Umso
mehr begrüße er, dass die DG
„den Dingen auf den Grund“
gegangen sei. Eine mögliche
Klage sei hoffentlich erfolg-
reich. Robert Nelles machte
im Namen der CSP-Fraktion
ebenso deutlich, dass man das
Vorgehen der Verbraucher-
schutzzentrale und der Regie-
rung in dieser Frage begrüße
und auf eine schnellstmögli-
che Lösung hoffe.

Verbraucherschutz: DG fordert Dienstleistung zur Kartensperrung auch auf Deutsch – Sammelklage steht im Raum

Ein Aufruf der Verbrau-
cherschutzzentrale (VSZ)
Ostbelgien, sich zu mel-
den, wenn man unzufrie-
den mit dem Dienstleister
„Card Stop“ ist, hat am
Montagnachmittag zu
Nachfragen im Parlament
der Deutschsprachigen
Gemeinschaft (PDG) ge-
führt. Dabei gab es große
Zustimmung dafür, not-
falls rechtliche Schritte
einzuleiten, damit
deutschsprachige Kunden
zu ihrem Recht kommen. 

Die Verbraucherschutzzentrale erwägt zusammen mit der DG-Regierung eine Klage gegen „Card Stop“ wegen Missachtung der
deutschen Sprache. Vor diesem Hintergrund wurde ein Zeugenaufruf gestartet. Illustration: belga

Anbieter „Card Stop“ am Pranger

DG-Ministerpräsident Oliver
Paasch (ProDG) hat seine Be-
reitschaft signalisiert, mit
dem GrenzEcho zu prüfen, ob
organisatorische Absprachen
sinnvoll bzw. möglich sind,
um Umfragen zeitlich vonein-
ander zu entkoppeln. Das er-

klärte er am Montag im Parla-
ment nach einer Frage von
Freddy Cremer (ProDG). Die-
ser hatte auf die Zusammenar-
beit des GrenzEcho mit dem
Markt-und Sozialforschungs-
institut Insa Belux verwiesen.
Die Regierung habe „zur

Kenntnis genommen“, dass
auch das GrenzEcho Mei-
nungsumfragen durchführe,
so Paasch. „Wir sind in keiner
Weise an diesen Umfragen be-
teiligt. Wir haben sie nicht in
Auftrag gegeben und wir be-
zahlen sie nicht.“ Er könne ver-

stehen, dass mehrere zeit-
gleich durchgeführte Umfra-
gen unterschiedlicher Auf-
traggeber in der Bevölkerung
zu Verwirrungen führen könn-
ten. „Zumal in einem kleinen
Gebiet, wo einzelne Personen
gleich mehrmals angerufen

werden.“ Grundsätzlich fän-
den Umfragen der DG außer-
halb von Corona oder außer-
halb von „Ad-Hoc-Themen“
bisher im Schnitt nur alle vier
bis fünf Jahre statt. Solche
Umfragen dürften zahlenmä-
ßig nicht ausufern, sagte

Cremer. Für Freddy Mockel
(Ecolo) sollte ein Presseorgan
eigenständig entscheiden dür-
fen, wann und wie es etwas be-
fragen lässt. Damit Umfragen
aber nicht gleichzeitig statt-
fänden, sei eine Absprache si-
cherlich sinnvoll. (sc)

Umfragen: Bereitschaft signalisiert, über zeitliche Absprachen nachzudenken – Ecolo: Presse soll eigenständig entscheiden können

Oliver Paasch: Keine Zusammenarbeit mit dem GrenzEcho


